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Das neue Kartellrecht 
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Am 4. August 2005 ist die siebte Novelle des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in 
Kraft getreten. Sie bringt durch die Anpassung an 
das europäische Wettbewerbsrecht zahlreiche 
wesentliche Veränderungen des deutschen Kartell-
rechts mit sich. 

 

Europäische Vorgaben 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 wurde das 
Verhältnis zwischen nationalem Wettbewerbsrecht 
und europäischen Wettbewerbsrecht sowie das 
Verhältnis zwischen nationalen Wettbewerbsbe-
hörden und der EU-Kommission grundlegend neu 
geregelt. Eine wesentliche Änderung der Verord-
nung ist die Anordnung der Anwendung des euro-
päischen Wettbewerbsrechts durch die nationalen 
Wettbewerbsbehörden, wie das Bundeskartellamt 
oder die Landeskartellbehörden. Gleichzeitig führte 
die Verordnung neue Verfahrensvorschriften ein, 
die sich auch auf die nationalen Wettbewerbsbe-
hörden auswirken. 

Da die Verordnung mit ihrem Inkrafttreten unmit-
telbar geltendes Recht in den Mitgliedsstaaten 
wurde, musste der deutsche Gesetzgeber das „Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ (GWB) 
zügig anpassen. 

 

Änderungen des allgemeinen Wettbewerbsverbots   

Nach der Neufassung des GWB sind Vereinbarun-
gen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Un-
ternehmensvereinigungen und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die den Wettbewerb 
beschränken, weiterhin grundsätzlich verboten.  

 

Der Gesetzgeber hat jedoch den Anwendungsbe-
reich des Wettbewerbsverbots erweitert und die 
Ausnahmevoraussetzungen vom Wettbewerbsver-
bot geändert. 

 

Anwendung auch für vertikale Liefervereinbarun-

gen 

Nach der Neufassung des generellen Wettbe-
werbsverbots ist es nunmehr nicht mehr erforder-
lich, dass die beteiligten Unternehmen in einem 
Wettbewerbsverhältnis zueinander stehen. Infol-
gedessen erfasst das Wettbewerbsverbot nicht nur 
horizontale Vereinbarungen zwischen Wettbewer-
bern, sondern auch vertikale Vereinbarungen zwi-
schen Unternehmen auf unterschiedlichen Markt-
stufen. 

Diese Erweiterung des allgemeinen Wettbewerbs-
verbots ist von großer Bedeutung, da damit prak-
tisch jede Liefervereinbarung in den Anwendungs-
bereich dieser Vorschrift fällt und auf eine etwaige 
wettbewerbsbeschränkende Wirkung untersucht 
werden muss. 

Legalausnahme statt Administrativfreistellung 

Bis zur siebten Novelle des GWB galt im deutschen 
Kartellrecht das System der sog. Administrativfrei-

stellung. Dies bedeutete, dass wettbewerbsbe-
schränkende Vereinbarungen zwischen Unterneh-
men nach der alten Fassung grundsätzlich verbo-
ten waren. Von dem Verbot konnte nur durch eine 
Entscheidung der Kartellbehörden oder durch Mi-
nistererlaubnis abgesehen und eine Freistellung 
erteilt werden (siehe Fusionsverfahren E.ON ./. 
Ruhrgas AG). 
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Mit der siebten GWB-Novelle hat sich der Gesetz-
geber für die Einführung des aus dem europäi-
schen Wettbewerbsrecht bekannten Systems der 
Legalausnahme entschieden. Dem System der 
Legalausnahme folgend ergibt sich die Freistellung 
nunmehr unmittelbar aus dem GWB und ist nicht 
mehr von einer gesonderten Entscheidung der Be-
hörden abhängig.  

Freigestellt sind nach dem GWB grundsätzlich 
wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen, die 

• die Verbraucher an dem entstehenden Ge-
winn beteiligen oder zur Förderung des 
wirtschaftlichen oder technischen Fort-
schritts beitragen,   

• keine Beschränkungen auferlegen, die nicht 
unerlässlich sind und 

• keine Möglichkeiten eröffnen, für einen 
wesentlichen Teil der betreffenden Waren 
den Wettbewerb auszuschalten. 

Darüber hinaus verweist das GWB dynamisch auf 
die allgemeinen und branchenspezifischen Grup-
penfreistellungsverordnungen (GFVO), aufgrund 
derer Unternehmen vom europäischen Wettbe-
werbsverbot freigestellt sind. Die europäischen 
GFVO erlangen daher im nationalen Recht eine 
erhebliche Bedeutung. 

Die rechtliche Bewertung, ob ein bestimmter 
Sachverhalt das Wettbewerbsverbot verletzt und 
ob gegebenenfalls ein Freistellungstatbestand er-
füllt ist, wird von den Kartellbehörden auf die Un-
ternehmen verlagert (sog. „Prinzip der Selbstveran-
lagung“). Der Sachverhalt wird unter Umständen, 
dann jedoch ausschließlich erst in Nachhinein von 
den nationalen Kartellbehörden und Gerichten be-
urteilt. Diese Systemumstellung bedeutet in Zu-
kunft für die Unternehmen ein rechtliches Risiko 
bei der Fehlbewertung von komplexen Sachverhal-
ten.  

Soweit behördliche und gesetzliche Freistellungen 
nach der alten Gesetzeslage bestehen (z. B. Ratio-
nalisierungskartelle, Spezialisierungskartelle), wer-
den diese spätestens am 31.12.2007 unwirksam. 

 

Abstimmungsmöglichkeit mit den Kartellbehörden 

Die Kartellbehörden bieten als Hilfestellung für die 
Unternehmen in Einzelfällen die Möglichkeit an, 

Sachverhalte „informell abklären“ zu können. Nach 
Ermessen können die Kartellbehörden darüber hin-
aus rechtlich verbindlich entscheiden, dass sie nur 
bei einer Veränderung der Sach- und Rechtslage 
einschreiten werden – ein Anspruch auf diese Ent-
scheidung besteht allerdings nicht. Diese Ent-
scheidung hat auch nicht den Rechtscharakter 
einer Freistellung und ist für Dritte nicht bindend. 

 

Höhere Sanktionen 

Die Novelle des GWB erhöht deutlich die Bußgeld-
androhungen für besonders schwere Kartellverstö-
ße von 500.000 EUR auf 1 Mio. EUR und für 
leichtere Verstöße von 25.000 EUR auf 100.000 
EUR. Gegen Unternehmen kann darüber hinaus 
sogar eine Geldbuße in Höhe von bis zu 10 Pro-
zent des weltweiten Konzernumsatzes verhängt 
werden.  

Angesichts dieser Verschärfungen können erhebli-
che wirtschaftliche Risiken in einer rechtlichen 
Fehlbewertung eines kartellrechtlichen Sachver-
halts für die Unternehmen liegen. Noch unter der 
alten Rechtslage und dem geringeren Bußgeldrah-
men sind gegen 69 Unternehmen im Jahr 1999 im 
sog. „Transportbetonkartell“ Bußgelder von insge-
samt 160 Mio. EUR verhängt worden. 

In diesem Zusammenhang muss beachtet werden, 
dass nach neuester europäischer Rechtsprechung 
Kartellverstöße gleichzeitig außerhalb wie auch 
innerhalb der Europäischen Union verfolgt und 
geahndet werden können. 

 

Klagebefugnis Dritter 

Gestärkt worden sind auch die Rechte Dritter. 
Klagebefugt ist nun jeder, der in der Abnahmekette 
Abnehmer einer Ware oder Dienstleistung steht, 
unabhängig davon, ob er einen überteuerten Ein-
kaufspreis an einen weiteren Abnehmer weiterge-
ben konnte.  

Zudem sind nach der Novelle Verbraucherverbände 
klagebefugt. Sie können Unterlassungsansprüche 
und Vorteilsabschöpfungsansprüche geltend ma-
chen, soweit eine Zuwiderhandlung die Interessen 
ihrer Mitglieder betrifft. 

Aus dieser Klagebefugnis Dritter können sich wei-
tere wirtschaftliche Risiken für Unternehmen erge-
ben. Beispielhaft sei in diesem Zusammenhang ein 
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europaweites Kartell dreier Zementhersteller ge-
nannt, das am 8. August 2005 von 28 Zementab-
nehmern auf insgesamt knapp 136 Mio. EUR ver-
klagt worden ist. 

 

Vorrang europäischen Rechts und Zusammenarbeit 
der Kartellbehörden 

Nach der Vorrangregelung der Verordnung (EG) Nr. 
1/2003 darf das GWB als nationales Gesetz eine 
Vereinbarung mit grenzüberschreitender Wirkung 
nicht verbieten, welche entweder das europäische 
Wettbewerbsverbot nicht verletzt oder in einem 
Einzelfall oder durch eine spezielle Gruppenfreistel-
lungsverordnung durch die EU-Kommission freige-
stellt ist. Umgekehrt darf das GWB grenzüber-
schreitend wirkende, wettbewerbsbeschränkende 
Verhaltensweisen nicht milder behandeln als das 
europäische Wettbewerbsrecht. 

 

Weitere Änderungen 

Neben den genannten Änderungen des Wettbe-
werbsverbots gibt es noch weitere wesentliche 
Änderungen: 

 

Verpflichtungszusagen 

Auch auf nationaler Ebene sind nach der Geset-
zesneufassung sog. Verpflichtungszusagen von 
Unternehmen möglich. Innerhalb eines laufenden 
Kartellverfahrens können betroffene Unternehmen 
der Kartellbehörde gegenüber Verpflichtungen ein-
gehen, die geeignet sind, Bedenken der Kartellbe-
hörde auszuräumen. Die Kartellbehörden können 
diese Verpflichtungszusagen von Unternehmen für 
bindend erklären und feststellen, dass sie von ih-
ren Befugnissen keinen Gebrauch machen werden. 

 

Eingriffsbefugnisse der Kartellbehörden 

Nach dem neuen GWB sind die Kartellbehörden 
nicht nur befugt, ein missbräuchliches oder wett-
bewerbsbeschränkendes Verhalten zu verbieten, 
sondern sie können positiv einzelne erforderliche 
und verhältnismäßige Handlungen zur Abstellung 
der Zuwiderhandlung verlangen. Denkbar sind in 
diesem Zusammenhang auch gezielte Eingriffe in 

die Unternehmensstruktur oder Abläufe des Unter-
nehmens. 

 

Untersuchungen einzelner Wirtschaftszweige 

In Anlehnung an die EU-Verordnung gestattet das 
GWB Untersuchungen einzelner Wirtschaftszweige 
(sog. „Sector Inquiries“) auf nationaler Ebene, 
wenn die Kartellbehörden einen Verstoß aufgrund 
objektiver Anhaltspunkte vermuten dürfen. Auf 
europäischer Ebene hat die EU-Kommission zuletzt 
eine Untersuchung der Energiewirtschaft durchge-
führt. 

 

Erweiterung der Ermittlungsmöglichkeiten 

Die Auskunftspflicht der Unternehmen ist erweitert 
worden und bezieht sich auch auf Unternehmen, 
die mit dem befragten Unternehmen aktienrecht-
lich miteinander verbunden sind. Dabei trägt das 
befragte Unternehmen das Bußgeldrisiko auch für 
die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit derjenigen 
Unterlagen, die das verbundene Unternehmen 
betreffen. 

Obwohl bereits durch die Verordnung (EG) Nr. 
1/2003 vorgegeben, regelt das GWB nunmehr die 
Zusammenarbeit der deutschen Kartellbehörden 
mit Kartellbehörden anderer Mitgliedsstaaten so-
wie der Kommission. Es ist zu erwarten, dass sich 
durch diesen Informationsaustausch größere Er-
mittlungsmöglichkeiten aller Kartellbehörden inner-
halb der EU ergeben. 

 

Missbrauchsaufsicht 

Die Vorschriften des GWB zur Missbrauchsaufsicht 
sind nicht wesentlich geändert worden. Es wurde 
mit der Novelle ausdrücklich klargestellt, dass der 
räumlich relevante Markt größer als die Bundesre-
publik Deutschland sein kann. 

 

Fusionskontrolle 

Innerhalb der Fusionskontrolle ist es bei dem so 
genannten Marktbeherrschungstest geblieben und 
es sind nur einige kleinere verfahrensrechtliche 
Klarstellungen erfolgt. Allerdings werden nach der 
Novelle an die Beschwerde eines Dritten gegen 
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einen Zusammenschluss höhere Anforderungen 
gestellt. 

 

Zusammenfassung und Ausblick 

Die siebte Novelle des GWB setzt eine Vielzahl von 
Vorgaben aus der VO Nr. 1/2003 um und trägt zu 
einer „Europäisierung“ des nationalen Kartellrechts 
bei.  

Dies ist einerseits für die Unternehmen von Vorteil, 
weil sie sich auf eine einheitliche Rechtsanwen-
dung einstellen können. Der Gleichklang zwischen 
europäischem Wettbewerbsrecht und deutschem 
Kartellrecht dient der Entbürokratisierung und ver-
meidet zusätzliche Kosten insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen. Denn auf europäischer 
Ebene bestehen seit langem eine Vielzahl von 
branchenspezifischen und allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnungen sowie Leitlinien zur An-
wendung des Wettbewerbsrechts. 

Andererseits ist mit der Anpassung des GWB an 
die Vorschriften des europäischen Wettbewerbs-
rechts auch das System der Legalausnahme einge-
führt worden, welches den Unternehmen ein er-
hebliches Risiko bei der Bewertung von kartell-
rechtlichen Sachverhalten auferlegt.  

Dieses Risiko wird zusätzlich dadurch gesteigert, 
dass das Wettbewerbsverbot generell auf horizon-
tale Vereinbarungen anwendbar ist. Praktisch jede 
größere vertragliche Lieferbeziehung muss auf eine 
mögliche Wettbewerbsbeschränkung untersucht 
werden. 

In Anbetracht der deutlich verschärften Sanktionen 
und der erweiterten Klagebefugnisse ist das finan-
zielle Risiko für Unternehmen erheblich, sobald  
der entsprechende Sachverhalt fehlerhaft bewertet 
wird.  
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